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Gesetz
zum Siebzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag und

Gesetz zur Durchführung des ZDF-Staatsvertrages im Freistaat Sachsen

Vom 16. Dezember 2015

Der Sächsische Landtag hat am 19. November 2015 das
folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Gesetz

zum Siebzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag

Dem Siebzehnten Staatsvertrag zur Änderung rundfunk-
rechtlicher Staatsverträge (Siebzehnter Rundfunkänderungs-
staatsvertrag) vom 18. Juni 2015 zwischen den Ländern der
Bundesrepublik Deutschland wird zugestimmt. Der Siebzehnte
Rundfunkänderungsstaatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

Artikel 2
Gesetz

zur Durchführung des ZDF-Staatsvertrages
im Freistaat Sachsen

§ 1
Anwendungsbereich

Dieses Gesetz regelt die Entsendung des Vertreters aus
dem Bereich „Ehrenamtlicher Zivil- und Katastrophenschutz“
aus dem Freistaat Sachsen gemäß § 21 Absatz 1 Satz 2 in Ver-
bindung mit Satz 1 Buchstabe q Doppelbuchstabe mm des
ZDF-Staatsvertrages.

§ 2
Auswahlverfahren

(1) Verbände und Organisationen aus dem Bereich
„Ehrenamtlicher Zivil- und Katastrophenschutz“, die ihren Sitz
im Freistaat Sachsen haben, können sich beim Sächsischen
Landtag um einen Sitz im Fernsehrat bewerben.

(2) Der Sächsische Landtag bestimmt mit der Mehrheit
seiner Mitglieder für jeweils eine Amtsperiode des Fernseh-
rates, welcher der Verbände oder Organisationen, die sich be-
worben haben, einen Vertreter entsenden kann.

§ 3
Voraussetzungen für die Entsendung und

die Auswahl des Vertreters

Für die Entsendung des Vertreters gilt § 21 Absatz 3 Satz 2
und 3, Absatz 5 Satz 2 und 3 des ZDF-Staatsvertrages. Für die
Auswahl des Vertreters gelten die Vorschriften des § 19a
Absatz 2, 3 Satz 1, Absatz 4 und 5 sowie § 21 Absatz 4 des
ZDF-Staatsvertrages.

Artikel 3
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag der Verkündung in Kraft, mit
Ausnahme von Artikel 2, der an dem Tag in Kraft tritt, an dem
der Siebzehnte Rundfunkänderungsstaatsvertrag in Kraft tritt.

(2) Die Staatskanzlei macht im Sächsischen Gesetz- und
Verordnungsblatt bekannt, ob der Siebzehnte Rundfunk-
änderungsstaatsvertrag nach seinem Artikel 3 Absatz 2 in Kraft
getreten oder gegenstandslos geworden ist.

Dresden, den 16. Dezember 2015

Der Landtagspräsident
Dr. Matthias Rößler

Der Ministerpräsident
Stanislaw Tillich
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Siebzehnter Staatsvertrag
zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge

(Siebzehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen
schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1
Änderung des ZDF-Staatsvertrages

Der ZDF-Staatsvertrag vom 31. August 1991, zuletzt geändert
durch den Fünfzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom
15. bis 21. Dezember 2010, wird wie folgt geändert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:
a) § 2 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 2 Angebote des ,Zweiten Deutschen Fernse-
hens (ZDF)‘“.

b) Der Zweite Abschnitt wird wie folgt neu gefasst:
„II. Abschnitt

Vorschriften für die Angebote des
,Zweiten Deutschen Fernsehens (ZDF)‘“.

c) § 5 wird wie folgt neu gefasst:
„§ 5 Gestaltung der Angebote“.

d) § 8 wird wie folgt neu gefasst:
„§ 8 Unzulässige Angebote, Jugendschutz“.

e) Es wird folgender neuer § 19a eingefügt:
„§ 19a Allgemeine Bestimmungen“.

f) Es wird folgender neuer § 34 angefügt:
„§ 34 Übergangsbestimmungen“.

2. § 2 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst:

„§ 2
Angebote des

,Zweiten Deutschen Fernsehens (ZDF)‘“.
b) In Absatz 1 werden nach dem Wort „Fernsehprogram-

me“ die Wörter „und bietet Telemedien“ eingefügt und
nach dem Wort „Rundfunkstaatsvertrages“ wird das
Wort „an“ angefügt.

c) Der bisherige Absatz 2 wird gestrichen.
d) Der bisherige Absatz 3 wird der neue Absatz 2 und

nach dem Wort „Fernsehvollprogramm“ werden die
Wörter „ ,Zweites Deutsches Fernsehen (ZDF)‘“ ein-
gefügt.

3. Die Überschrift des Zweiten Abschnittes wird wie folgt neu
gefasst:

„II. Abschnitt
Vorschriften für die Angebote des

,Zweiten Deutschen Fernsehens (ZDF)‘“

4. § 5 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst:

„§ 5
Gestaltung der Angebote“.

b) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Sendungen“ durch
das Wort „Angeboten“ ersetzt und die Wörter „den
Fernsehteilnehmern in Deutschland“ werden gestri-
chen.

c) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Sendungen“ durch
das Wort „Angebote“ ersetzt.

d) Die Absätze 2 und 3 werden wie folgt neu gefasst:
„(2) Das ZDF hat in seinen Angeboten die Würde

des Menschen zu achten und zu schützen. Es soll da-
zu beitragen, die Achtung vor Leben, Freiheit und
körperlicher Unversehrtheit, vor Glauben und Mei-
nung anderer zu stärken. Die sittlichen und religiösen
Überzeugungen der Bevölkerung sind zu achten.

(3) Das Geschehen in den einzelnen Ländern
und die kulturelle Vielfalt Deutschlands sind ange-
messen in den Angeboten des ZDF darzustellen. Die
Angebote sollen dabei auch die Zusammengehörig-
keit im vereinten Deutschland fördern sowie der ge-
samtgesellschaftlichen Integration in Frieden und
Freiheit und der Verständigung unter den Völkern die-
nen und auf ein diskriminierungsfreies Miteinander
hinwirken.“

5. § 6 wird wie folgt neu gefasst:
„§ 6

Berichterstattung

Die Bestimmungen des Rundfunkstaatsvertrages zu
Berichterstattung, Informationssendungen und Meinungs-
umfragen finden Anwendung.“

6. § 7 wird wie folgt neu gefasst:
„§ 7

Kurzberichterstattung

Die Bestimmungen des Rundfunkstaatsvertrages zur
Kurzberichterstattung im Fernsehen finden Anwendung.“

7. Die Überschrift von § 8 wird wie folgt neu gefasst:
„§ 8

Unzulässige Angebote, Jugendschutz“.

8. § 9 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden die Wörter „durch Fernsehen“ ge-

strichen und die Wörter „vom ZDF in einer Sendung“
werden durch die Wörter „im Angebot des ZDF“ er-
setzt.
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b) In Absatz 3 Satz 4 werden die Wörter „die beanstan-
dete Sendung“ durch die Wörter „das beanstandete
Angebot“ ersetzt.

c) Absatz 4 wird wie folgt neu gefasst:
„(4) Die Gegendarstellung muss unverzüglich

innerhalb des gleichen Angebotes verbreitet werden,
in welchem die beanstandete Tatsachenbehauptung
erfolgt ist. Die Verbreitung erfolgt ohne Einschaltun-
gen und Weglassungen. Eine Erwiderung auf die ver-
breitete Gegendarstellung muss sich auf tatsächliche
Angaben beschränken. Im Fernsehen muss die Ge-
gendarstellung innerhalb des gleichen Programms
und der gleichen Programmsparte wie die beanstan-
dete Tatsachenbehauptung sowie zur gleichen Tages-
zeit oder, wenn dies nicht möglich ist, zu einer Sende-
zeit verbreitet werden, die der Zeit der beanstandeten
Sendung gleichwertig ist.“

9. In § 10 werden nach dem Wort „Sendezeit“ die Wörter „im
Fernsehvollprogramm ,Zweites Deutsches Fernsehen
(ZDF)‘“ eingefügt.

10. § 11 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 und 2 werden jeweils nach dem

Wort „Sendezeit“ die Wörter „im Fernsehvollpro-
gramm ,Zweites Deutsches Fernsehen (ZDF)‘“ ein-
gefügt.

b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „Sendezei-
ten“ die Wörter „im Fernsehvollprogramm ,Zweites
Deutsches Fernsehen (ZDF)‘“ eingefügt.

11. § 12 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

„Wer die Sendung eines Beitrages veranlasst oder
zugelassen hat oder Angebote in Telemedien zur
Nutzung bereitstellt, trägt für den jeweiligen Inhalt und
die jeweilige Gestaltung nach Maßgabe der Vorschrif-
ten des Grundgesetzes, der allgemeinen Gesetze und
der besonderen Vorschriften dieses Staatsvertrages
die Verantwortung.“

b) In Absatz 3 werden nach dem Wort „Beitrages“ die
Wörter „oder Angebotsteiles“ eingefügt.

12. In § 13 wird das Wort „Sendungen“ durch das Wort „An-
gebote“ ersetzt.

13. § 14 wird wie folgt geändert:
a) Der bisherige Absatz 3 wird der neue Absatz 2 und die

Wörter „Fernsehtext veranstaltet“ werden durch die
Wörter „Telemedien anbietet“ ersetzt.

b) Der bisherige Absatz 2 wird der neue Absatz 3 und
wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 wird das Wort „schriftlich“ gestrichen

und die Verweisung „nach Absatz 1“ durch die
Verweisung „nach den Absätzen 1 und 2“ ersetzt.

bb) Es wird folgender neuer Satz 2 angefügt:
„Die Glaubhaftmachung in Textform ist aus-
reichend.“

14. § 15 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden die Wörter „zum Programm“ durch

die Wörter „zu den Angeboten“ ersetzt.
b) In Absatz 2 wird folgender neuer Satz 2 eingefügt:

„Wird die Programmbeschwerde in Textform eingelegt,
so genügt auch für deren Bescheidung Textform.“

c) Der bisherige Satz 2 wird zu Satz 3.

15. Es wird folgender neuer § 19a eingefügt:
„§ 19a

Allgemeine Bestimmungen

(1) Die Mitglieder des Fernsehrates und des Verwal-
tungsrates sind Sachwalter der Interessen der Allgemein-
heit. Sie sind an Weisungen nicht gebunden. Sie dürfen
keine wirtschaftlichen oder sonstigen Interessen haben,
die geeignet sind, die Erfüllung ihrer Aufgaben als Mit-
glieder des Fernsehrates oder des Verwaltungsrates zu
gefährden (Interessenkollision).

(2) Eine gleichzeitige Mitgliedschaft im Fernsehrat
und im Verwaltungsrat ist ausgeschlossen. Ein Mitglied
kann dem Fernsehrat und dem Verwaltungsrat zusammen
insgesamt in höchstens drei Amtsperioden angehören.

(3) Dem Fernsehrat und dem Verwaltungsrat dürfen
nicht angehören
1. Mitglieder des Europäischen Parlamentes, des Deut-

schen Bundestages oder eines Landesparlamentes,
2. Mitglieder der Europäischen Kommission, der Bun-

desregierung oder der Regierung eines deutschen
Landes,

3. hauptamtliche kommunale Wahlbeamte,
4. Beamte, die jederzeit in den einstweiligen Ruhestand

versetzt werden können,
5. Vertreter der kommunalen Spitzenverbände auf Lei-

tungsebene,
6. Mitglieder im Vorstand einer Partei nach § 2 Abs. 1

Satz 1 des Parteiengesetzes auf Bundes- oder Lan-
desebene; die alleinige Mitgliedschaft in einem Partei-
schiedsgericht gemäß § 14 des Parteiengesetzes
steht einer Mitgliedschaft im Fernsehrat und Verwal-
tungsrat nicht entgegen.

Ausgenommen von Satz 1 sind die Mitglieder des Fern-
sehrates nach § 21 Abs. 1 Satz 1 Buchst. a), b) und c) so-
wie die Mitglieder des Verwaltungsrates nach § 24 Abs. 1
Buchst. a).

(4) Dem Fernsehrat und dem Verwaltungsrat dürfen
ferner nicht angehören
1. Angestellte oder arbeitnehmerähnliche Personen des

ZDF,
2. Personen, die in einem Arbeits- oder Dienstverhältnis

zu einem Unternehmen nach § 3 Satz 2 oder zu einem
mit diesem verbundenen Unternehmen (§ 15 des
Aktiengesetzes) stehen,

3. Personen, die den Aufsichtsorganen oder Gremien
eines anderen öffentlich-rechtlichen Rundfunkver-
anstalters angehören oder in einem Arbeits- oder
Dienstverhältnis oder in einem arbeitnehmerähnlichen
Verhältnis zu diesem oder zu einem mit diesem verbun-
denen Unternehmen (§ 15 des Aktiengesetzes) stehen,

4. Personen, die privaten Rundfunk veranstalten oder
den Aufsichtsorganen oder Gremien eines privaten
Rundfunkveranstalters oder einem mit diesem ver-
bundenen Unternehmen (§ 15 des Aktiengesetzes)
angehören oder in einem Arbeits- oder Dienstverhält-
nis zu diesen stehen,

5. Personen, die den Aufsichtsorganen oder Gremien
einer Landesmedienanstalt angehören oder Organen,
derer sich eine Landesmedienanstalt zur Erfüllung
ihrer Aufgaben bedient, oder die zu diesen Organen
oder einer Landesmedienanstalt in einem Arbeits-
oder Dienstverhältnis stehen.
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(5) Der in Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 genannte Per-
sonenkreis kann frühestens 18 Monate nach dem Aus-
scheiden aus der dort genannten Funktion als Mitglied in
den Fernsehrat oder Verwaltungsrat entsandt oder
gewählt werden. Für den in Absatz 3 Satz 1 genannten
Personenkreis gilt Absatz 3 Satz 2 entsprechend.

(6) Die Mitglieder des Fernsehrates und des Verwal-
tungsrates haben Anspruch auf eine Aufwandsentschädi-
gung, Sitzungsgelder und Ersatz von Reisekosten mit Aus-
nahme des Tagegeldes. Das Nähere regelt die Satzung.
Aufwandsentschädigungen und Sitzungsgelder sind der
Höhe nach zu veröffentlichen.“

16. § 21 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Zahl „siebenundsiebzig“ wird durch die
Zahl „sechzig“ ersetzt.

bb) In Buchstabe b wird die Zahl „drei“ durch die
Zahl „zwei“ ersetzt.

cc) Buchstabe c wird wie folgt neu gefasst:
„c) einem Vertreter des Deutschen Land-

kreistages und im Wechsel nach jeder
Amtsperiode einem Vertreter des Deut-
schen Städtetages oder des Deutschen
Städte- und Gemeindebundes,“.

dd) Buchstabe d wird wie folgt neu gefasst:
„d) zwei Vertretern der Evangelischen Kirche

in Deutschland,“
ee) Buchstabe e wird wie folgt neu gefasst:

„e) zwei Vertretern der Katholischen Kirche
in Deutschland,“

ff) Buchstabe f wird wie folgt neu gefasst:
„f) einem Vertreter des Zentralrates der Ju-

den in Deutschland,“
gg) In Buchstabe g wird nach den Wörtern „Ver-

einte Dienstleistungsgewerkschaft“ die An-
gabe „.e.V.“ gestrichen und es werden die
Wörter „Deutschen Beamtenbundes“ durch
die Wörter „dbb Beamtenbundes und Tarif-
union“ ersetzt.

hh) Buchstabe h wird wie folgt neu gefasst:
„h) je einem Vertreter der Bundesvereinigung

der Deutschen Arbeitgeberverbände, des
Deutschen Industrie- und Handelskam-
mertages e.V., des Zentralausschusses
der Deutschen Landwirtschaft und des
Zentralverbandes des Deutschen Hand-
werks e.V.,“.

ii) In Buchstabe i werden die Wörter „zwei Ver-
tretern“ durch die Wörter „einem Vertreter“ er-
setzt und nach den Wörtern „Bundesverban-
des Deutscher Zeitungsverleger“ wird die
Angabe „e.V.“ eingefügt.

jj) Buchstabe j wird wie folgt neu gefasst:
„j) einem Vertreter des Deutschen Journa-

listen-Verbandes e.V.,“
kk) In Buchstabe k werden die Wörter „des Dia-

konischen Werkes der Evangelischen Kirche
in Deutschland“ durch die Wörter „der Diako-
nie Deutschland, Evangelischer Bundesver-
band des Evangelischen Werkes für Diakonie
und Entwicklung e. V.“ ersetzt und nach den
Wörtern „Deutschen Roten Kreuzes“ wird die
Angabe „e.V.“ eingefügt.

ll) Der bisherige Buchstabe l wird gestrichen.

mm) Die bisherigen Buchstaben m bis q werden die
neuen Buchstaben l bis p.

nn) Im neuen Buchstaben n wird nach den
Wörtern „Naturschutzbundes Deutschland“
die Angabe „e.V.“ eingefügt.

oo) Im neuen Buchstaben o werden nach den
Wörtern „Bundes der Vertriebenen“ das Zei-
chen „-“ sowie die Wörter „Vereinigte Lands-
mannschaften und Landesverbände e.V.“ ein-
gefügt.

pp) Im neuen Buchstaben p wird nach den
Wörtern „Vereinigung der Opfer des Stalinis-
mus“ die Angabe „e.V.“ eingefügt.

qq) Es wird folgender neuer Buchstabe q an-
gefügt:
„q) 16 Vertretern aus folgenden den Ländern

zugeordneten Bereichen:
aa) einem Vertreter aus dem Bereich

,Verbraucherschutz‘ aus dem Land
Baden-Württemberg,

bb) einem Vertreter aus dem Bereich
,Digitales‘ aus dem Freistaat Bayern,

cc) einem Vertreter aus dem Bereich
,Internet‘ aus dem Land Berlin,

dd) einem Vertreter aus dem Bereich
,Senioren‚ Familie, Frauen und Ju-
gend‘ aus dem Land Brandenburg,

ee) einem Vertreter aus dem Bereich
,Wissenschaft und Forschung‘ aus
der Freien Hansestadt Bremen,

ff) einem Vertreter aus dem Bereich
,Musik‘ aus der Freien und Hanse-
stadt Hamburg,

gg) einem Vertreter aus dem Bereich
,Migranten‘ aus dem Land Hessen,

hh) einem Vertreter aus dem Bereich
,Bürgerschaftliches Engagement‘
aus dem Land Mecklenburg-Vor-
pommern,

ii) einem Vertreter aus dem Bereich
,Muslime‘ aus dem Land Nieder-
sachsen,

jj) einem Vertreter aus dem Bereich
,Medienwirtschaft und Film‘ aus
dem Land Nordrhein-Westfalen,

kk) einem Vertreter aus dem Bereich
,Inklusive Gesellschaft‘ aus dem
Land Rheinland-Pfalz,

ll) einem Vertreter aus dem Bereich
,Kunst und Kultur‘ aus dem Saarland,

mm) einem Vertreter aus dem Bereich
,Ehrenamtlicher Zivil- und Katastro-
phenschutz‘ aus dem Freistaat
Sachsen,

nn) einem Vertreter aus dem Bereich
,Heimat und Brauchtum‘ aus dem
Land Sachsen-Anhalt,

oo) einem Vertreter aus dem Bereich
,Regional- und Minderheitenspra-
chen‘ aus dem Land Schleswig-Hol-
stein und

pp) einem Vertreter aus dem Bereich
,LSBTTIQ (Lesbische, Schwule, Bi-
sexuelle, Transsexuelle, Transgen-
der, Intersexuelle und Queere Men-
schen)‘ aus dem Freistaat Thüringen.“
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rr) Buchstabe r wird gestrichen.
ss) Es wird folgender neuer Satz 2 angefügt:

„Die näheren Einzelheiten zur Entsendung der
Vertreter nach Satz 1 Buchst. q) werden durch
Landesgesetz geregelt.“

b) In Absatz 2 wird vor dem Wort „Mitglieder“ die Angabe
„Bis zu drei“ eingefügt und das Wort „Personalrats“
wird durch das Wort „Personalrates“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:
„(3) Die Verbände und Organisationen nach Ab-

satz 1 Satz 1 Buchst. c) bis p) entsenden die Vertreter.
Die Vertreter nach Absatz 1 Satz 1 Buchst. q) werden
von den aufgrund von Landesgesetz zu bestimmen-
den Verbänden und Organisationen entsandt. So-
lange und soweit von dem Entsendungsrecht kein
Gebrauch gemacht wird, verringert sich die Zahl der
Mitglieder entsprechend.“

d) Absätze 4 bis 9 werden durch die folgenden Absätze 4
und 5 ersetzt:

„(4) Bei der Entsendung der Mitglieder sind
Frauen und Männer angemessen zu berücksichtigen.
Sofern ein neues Mitglied entsandt wird, muss einem
männlichen Mitglied eine Frau und einem weiblichen
Mitglied ein Mann nachfolgen. Sofern eine Organisa-
tion oder ein Verband zwei Vertreter entsendet, sind
je eine Frau und ein Mann zu entsenden.“

„(5) Der amtierende Vorsitzende des Fernsehra-
tes stellt zu Beginn der Amtsperiode die nach diesem
Staatsvertrag ordnungsgemäße Entsendung fest und
gibt die Feststellungen dem Fernsehrat bekannt. Die
entsendenden Stellen haben alle Angaben zu ma-
chen, die zur Nachprüfung der Voraussetzungen von
Absatz 4, 6 und § 19a Abs. 3 bis 5 erforderlich sind.
Weitere Einzelheiten des Verfahrens über die Entsen-
dung und Abberufung regelt die Satzung. Die Satzung
bedarf insofern der Genehmigung durch die rechts-
aufsichtsführende Landesregierung.“

e) Der bisherige Absatz 10 wird der neue Absatz 6 und
wird wie folgt geändert:
aa) Satz 2 wird gestrichen.
bb) Der bisherige Satz 3 wird der neue Satz 2 und

das Wort „Berufung“ wird durch das Wort „Ent-
sendung“ ersetzt.

cc) Es werden folgende Sätze 3 bis 7 angefügt:
„Die Mitgliedschaft im Fernsehrat erlischt
durch
1. Niederlegung des Amtes,
2. Verlust der Fähigkeit, Rechte aus öffentli-

chen Wahlen zu erlangen oder öffentliche
Ämter zu bekleiden,

3. Eintritt der Geschäftsunfähigkeit oder der
Voraussetzungen der rechtlichen Betreu-
ung nach § 1896 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs,

4. Eintritt des Todes,
5. Eintritt eines der in § 19a Abs. 3 und 4 ge-

nannten Ausschlussgründe,
6. Eintritt einer Interessenkollision nach

§ 19a Abs. 1 Satz 3 oder
7. Abberufung aus wichtigem Grund durch

die entsendungsberechtigte Stelle; ein
wichtiger Grund liegt insbesondere vor,
wenn ein Mitglied aus der entsendungs-
berechtigten Stelle ausgeschieden ist.

Das Vorliegen der Erlöschensgründe nach
Satz 3 Nr. 1 bis 5 gibt der Vorsitzende des
Fernsehrates dem Fernsehrat bekannt. Über
das Erlöschen der Mitgliedschaft in den Fällen
von Satz 3 Nr. 6 und 7 entscheidet der Fern-
sehrat. Bis zur Entscheidung nach Satz 5
behält das betroffene Mitglied seine Rechte
und Pflichten, es sei denn, der Fernsehrat be-
schließt mit einer Mehrheit von sieben
Zwölfteln seiner gesetzlichen Mitglieder, dass
der Betroffene bis zur Entscheidung nicht an
den Arbeiten des Fernsehrates teilnehmen
kann. Von der Beratung und Beschlussfas-
sung im Verfahren nach Satz 5 ist das betrof-
fene Mitglied ausgeschlossen.“

f) Es wird folgender neuer Absatz 7 angefügt:
„(7) Die Regelungen zur Zusammensetzung des

Fernsehrates gemäß Absatz 1 sollen jeweils nach Ab-
lauf von zwei Amtsperioden durch die Länder
überprüft werden.“

17. § 22 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 wird Satz 3 gestrichen.
b) In Absatz 2 werden folgende neue Sätze 3 und 4 an-

gefügt:
„Der Anteil der Mitglieder nach § 21 Abs. 1 Satz 1
Buchst. a) bis c) darf in den Ausschüssen des Fern-
sehrates ein Drittel der Mitglieder nicht übersteigen.
Entsprechendes gilt bei der Wahl der Vorsitzenden
und Stellvertreter des Fernsehrates und seiner Aus-
schüsse.“

c) Es werden folgende neue Absätze 5 und 6 angefügt:
„(5) Die Sitzungen des Fernsehrates sind

öffentlich. In begründeten Ausnahmefällen kann der
Fernsehrat den Ausschluss der Öffentlichkeit
beschließen. Personalangelegenheiten, die aus
Gründen des Persönlichkeitsschutzes vertraulich
sind, und Angelegenheiten, in welchen die Offen-
legung von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen
Dritter unvermeidlich ist, sind stets unter Ausschluss
der Öffentlichkeit zu behandeln. Die Sitzungen der
nach Absatz 2 Satz 2 gebildeten Ausschüsse finden
grundsätzlich nicht-öffentlich statt.

(6) Die Zusammensetzung des Fernsehrates
sowie seiner Ausschüsse nach Absatz 2 Satz 2 sind
zu veröffentlichen. Die Tagesordnungen der Sitzun-
gen des Fernsehrates und seiner Ausschüsse sind
spätestens eine Woche vor den Sitzungen, die An-
wesenheitslisten im Anschluss an die Sitzungen zu
veröffentlichen. Im Anschluss an die Sitzungen des
Fernsehrates sind Zusammenfassungen der wesent-
lichen Ergebnisse der Sitzungen des Fernsehrates
sowie seiner vorberatenden Ausschüsse zu veröffent-
lichen. Die Veröffentlichung hat unter Wahrung von
Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen sowie perso-
nenbezogener Daten der Beschäftigten des ZDF zu
erfolgen. Berechtigte Interessen Dritter an einer Ge-
heimhaltung sind zu wahren. Eine Veröffentlichung in
elektronischer Form im Internetauftritt des ZDF ist
ausreichend. Das Nähere regelt die Satzung.“
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18. § 24 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Zahl „vierzehn“ wird durch die Zahl „zwölf“
ersetzt.

bb) Buchstabe a wird wie folgt neu gefasst:
„a) vier Vertretern der Länder, die von den

Ministerpräsidenten gemeinsam berufen
werden; die Ministerpräsidenten werden
sich bemühen, die Berufungen einmütig
vorzunehmen;“.

cc) In Buchstabe b wird der Satzteil „diese dürfen
weder einer Regierung noch einer gesetzge-
benden Körperschaft angehören;“ gestrichen
und der Satzteil „wählbar sind auch die Mit-
glieder des Fernsehrates“ wird durch den
Satzteil „nicht wählbar sind die Mitglieder des
Fernsehrates nach § 21 Abs. 1 Satz 1
Buchst. a) bis c)“ ersetzt.

dd) Buchstabe c wird gestrichen.
b) Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:

„(2) Bis zu drei Mitglieder des Personalrates
nehmen an den Sitzungen des Verwaltungsrates teil
und können zu Personalangelegenheiten gehört wer-
den.“

c) In Absatz 3 Satz 2 wird die Verweisung auf „§ 21
Abs. 10 Satz 2 und 3“ durch die Verweisung auf „§ 21
Abs. 6 Satz 2 bis 7“ ersetzt.

d) Absätze 4 und 5 werden wie folgt neu gefasst:
„(4) § 21 Abs. 3 Satz 3 gilt entsprechend.

(5) Von den nach Absatz 1 berufenen und
gewählten Mitgliedern sollen auf Frauen und Männer
jeweils fünfzig vom Hundert entfallen.“

19. § 25 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:
„Er gibt sich eine Geschäftsordnung, in der
auch die Bildung von Ausschüssen vorgese-
hen werden kann.“

bb) Es werden folgende neue Sätze 3 und 4 an-
gefügt:
„Der Anteil der Mitglieder nach § 24 Abs. 1
Buchst. a) darf in den Ausschüssen des Ver-
waltungsrates ein Drittel der Mitglieder nicht
übersteigen. Entsprechendes gilt bei der Wahl
der Vorsitzenden und Stellvertreter des Ver-
waltungsrates und seiner Ausschüsse.“

b) In Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe „drei Fünfteln“
durch die Angabe „sieben Zwölfteln“ ersetzt.

c) Es werden folgende neue Absätze 5 und 6 angefügt:
„(5) Die Sitzungen des Verwaltungsrates und

seiner Ausschüsse finden grundsätzlich nichtöffent-
lich statt.

(6) § 22 Abs. 6 gilt entsprechend. Im Falle
einer Zustimmung des Verwaltungsrates zum Ab-
schluss von Anstellungsverträgen mit außertariflichen
Angestellten nach § 28 Nr. 6 enthält die Veröffent-
lichung der Zusammenfassung der wesentlichen Er-
gebnisse der Sitzungen des Verwaltungsrates auch

die Darstellung der jährlichen Vergütungen sowie
etwaiger vertraglich vereinbarter Zusatzleistungen
unter Namensnennung. Entsprechendes gilt für
Verträge mit freien Mitarbeitern, die der Zustimmung
des Verwaltungsrates bedürfen.“

20. In § 30a werden folgende neue Absätze 5 und 6 angefügt:
„(5) Das ZDF veröffentlicht die für die Tätigkeit im Ge-

schäftsjahr gewährten Bezüge des Intendanten und der
Direktoren unter Namensnennung im Geschäftsbericht.
Satz 1 gilt insbesondere auch für:
1. Leistungen, die den genannten Personen für den Fall

einer vorzeitigen Beendigung ihrer Tätigkeit zugesagt
worden sind,

2. Leistungen, die den genannten Personen für den Fall
der regulären Beendigung ihrer Tätigkeit zugesagt
worden sind, mit ihrem Barwert sowie den vom ZDF
während des Geschäftsjahres hierfür aufgewandten
oder zurückgestellten Betrag,

3. während des Geschäftsjahres vereinbarte Änderun-
gen dieser Zusagen,

4. Leistungen, die einer der betroffenen Personen, die
ihre Tätigkeit im Laufe des Geschäftsjahres beendet
hat, in diesem Zusammenhang zugesagt und im Lau-
fe des Geschäftsjahres gewährt worden sind,

5. Leistungen, die den genannten Personen für Tätigkei-
ten bei Tochter- und Beteiligungsgesellschaften des
ZDF gewährt worden sind, und

6. Leistungen, die den genannten Personen für entgeltli-
che Nebentätigkeiten gewährt worden sind; dies gilt
nicht, wenn die Höhe der jeweils vereinbarten Ein-
künfte den Betrag von 1.000 Euro monatlich nicht
übersteigt.

(6) Die Tarifstrukturen und eine strukturierte Darstel-
lung der außer- und übertariflichen Vereinbarungen sind
zu veröffentlichen.“

21. In § 33 Absatz 1 Satz 3 wird das Datum „31. Dezember
2008“ durch das Datum „31. Dezember 2017“ ersetzt.

22. Es wird folgender neuer § 34 angefügt:
„§ 34

Übergangsbestimmungen

(1) Die Zusammensetzung sowie die Rechte und
Pflichten der Mitglieder des Fernsehrates, des Verwal-
tungsrates und ihrer Ausschüsse bleiben vom Inkrafttreten
des 17. Rundfunkänderungsstaatsvertrages bis zum Ab-
lauf der am 1. Januar 2016 laufenden Amtsperioden von
Fernsehrat, Verwaltungsrat und ihren Ausschüssen un-
berührt.

(2) Die am 1. Januar 2016 laufenden Amtsperioden
des Fernsehrates und des Verwaltungsrates gelten als
erste im Sinne von § 19a Abs. 2 Satz 2.

(3) Der Vertreter nach § 21 Abs. 1 Satz 1 Buchst. c),
2. Halbsatz wird in der ersten Amtsperiode nach Inkraft-
treten des 17. Rundfunkänderungsstaatsvertrages vom
Deutschen Städtetag entsandt.“

647

24. Dezember 2015 Nr. 15 Sächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt



Artikel 2
Änderung des Rundfunkstaatsvertrages

Der Rundfunkstaatsvertrag vom 31. August 1991, zuletzt geän-
dert durch den Fünfzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag
vom 15. bis 21. Dezember 2010, wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:

„(3) Für Fernsehveranstalter gelten dieser
Staatsvertrag und die landesrechtlichen Vorschriften,
wenn sie in der Bundesrepublik Deutschland nieder-
gelassen sind. Ein Fernsehveranstalter gilt als in der
Bundesrepublik Deutschland niedergelassen, wenn
1. die Hauptverwaltung in Deutschland liegt und

die redaktionellen Entscheidungen über das
Programm dort getroffen werden,

2. die Hauptverwaltung in Deutschland liegt und
die Entscheidungen über das Programm in
einem anderen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union getroffen werden, jedoch
a) ein wesentlicher Teil des mit der Bereit-

stellung des Programms betrauten Per-
sonals in Deutschland tätig ist oder

b) ein wesentlicher Teil des mit der Bereit-
stellung des Programms betrauten Per-
sonals sowohl in Deutschland als auch
dem anderen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union tätig ist oder

c) ein wesentlicher Teil des mit der Bereit-
stellung des Programms betrauten Per-
sonals weder in Deutschland noch dem
anderen Mitgliedstaat der Europäischen
Union tätig ist, aber der Fernsehveran-
stalter in Deutschland zuerst seine Tätig-
keit begann und eine dauerhafte und
tatsächliche Verbindung mit der Wirt-
schaft Deutschlands fortbesteht, oder

3. die Hauptverwaltung in Deutschland liegt und
die redaktionellen Entscheidungen über das
Programm in einem Drittstaat getroffen wer-
den oder umgekehrt und vorausgesetzt, ein
wesentlicher Teil des mit der Bereitstellung
des Programms betrauten Personals ist in
Deutschland tätig.“

b) Es werden folgende neue Absätze 4 und 5 eingefügt:
„(4) Für Fernsehveranstalter, sofern sie nicht

bereits aufgrund der Niederlassung der Rechtshoheit
Deutschlands oder eines anderen Mitgliedstaats der
Europäischen Union unterliegen, gelten dieser
Staatsvertrag und die landesrechtlichen Vorschriften
auch, wenn sie
1. eine in der Bundesrepublik Deutschland gele-

gene Satelliten-Bodenstation für die Aufwärts-
strecke nutzen oder

2. zwar keine in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union gelegene Satelliten-Bodensta-
tion für die Aufwärtsstrecke nutzen, aber eine
der Bundesrepublik Deutschland zugewiese-
ne Übertragungskapazität eines Satelliten
nutzen. Liegt keines dieser beiden Kriterien
vor, gelten dieser Staatsvertrag und die lan-
desrechtlichen Vorschriften auch für Fernseh-
veranstalter, wenn sie in Deutschland gemäß
den Artikeln 49 bis 55 des Vertrags über die
Arbeitsweise der Europäischen Union, ABl.
Nr. C 115 vom 9.5.2008 S. 47, niedergelassen
sind.

(5) Dieser Staatsvertrag und die landesrechtli-
chen Vorschriften gelten nicht für Programme von
Fernsehveranstaltern, die
1. ausschließlich zum Empfang in Drittländern

bestimmt sind und
2. nicht unmittelbar oder mittelbar von der Allge-

meinheit mit handelsüblichen Verbraucher-
endgeräten in einem Staat innerhalb des Gel-
tungsbereichs der Richtlinie 2010/13/EU des
Europäischen Parlaments und des Rates vom
10. März 2010 zur Koordinierung bestimmter
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der
Mitgliedstaaten über die Bereitstellung audio-
visueller Mediendienste (ABl. L 95 vom
15. April 2010, S. 1) empfangen werden.“

c) Der bisherige Absatz 4 wird zu Absatz 6.

2. In § 58 Absatz 3 Satz 1 werden die Verweisung „§ 1 Abs. 3“
und das Wort „sowie“ gestrichen.

Artikel 3
Kündigung, Inkrafttreten, Neubekanntmachung

(1) Für die Kündigung der in Artikel 1 und 2 geänderten
Staatsverträge sind die dort vorgesehenen Kündigungsvor-
schriften maßgebend.

(2) Dieser Staatsvertrag tritt zum 1. Januar 2016 in Kraft.
Sind bis zum 31. Dezember 2015 nicht alle Ratifikationsurkun-
den bei der Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerprä-
sidentenkonferenz hinterlegt, wird der Staatsvertrag gegen-
standslos.

(3) Die Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerpräsi-
dentenkonferenz teilt den Ländern die Hinterlegung der Ratifi-
kationsurkunden mit.
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(4) Die Länder werden ermächtigt, den Wortlaut des ZDF-
Staatsvertrages und des Rundfunkstaatsvertrages in der Fas-
sung, die sich aus Artikel 1 und 2 ergibt, mit neuem Datum be-
kannt zu machen.

Berlin, den 18.06.2015

Für das Land Baden-Württemberg:
Winfried Kretschmann

Berlin, den 18.06.2015

Für den Freistaat Bayern:
Horst Seehofer

Berlin, den 18.06.2015

Für das Land Berlin:
Michael Müller

Berlin, den 18.06.2015

Für das Land Brandenburg:
Dietmar Woidke

Berlin, den 18.06.2015

Für die Freie Hansestadt Bremen:
Jens Böhrnsen

Berlin, den 18.06.2015

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:
Olaf Scholz

Berlin, den 18.06.2015

Für das Land Hessen:
V. Bouffier

Berlin, den 18.06.2015

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:
Erwin Sellering
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Berlin, den 18.06.2015

Für das Land Niedersachsen:
Stephan Weil

Berlin, den 18.06.2015

Für das Land Nordrhein-Westfalen:
Hannelore Kraft

Berlin, den 18.06.2015

Für das Land Rheinland-Pfalz:
Malu Dreyer

Berlin, den 18.06.2015

Für das Saarland:
Annegret Kramp-Karrenbauer

Berlin, den 18.06.2015

Für den Freistaat Sachsen:
St. Tillich

Berlin, den 18.06.2015

Für das Land Sachsen-Anhalt:
Reiner Haseloff

Berlin, den 18.06.2015

Für das Land Schleswig-Holstein:
Torsten Albig

Berlin, den 18.06.2015

Für den Freistaat Thüringen:
Bodo Ramelow
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Protokollerklärungen:

1. Protokollerklärung des Freistaates Bayern, des Lan-
des Hessen, des Freistaates Sachsen, des Landes
Sachsen-Anhalt und des Saarlandes:

Die Länder sind der Auffassung, dass Geschäftsführer der
kommunalen Spitzenverbände, die weisungsgebunden
sind, nicht unter den Begriff der Leitungsebene im Sinne
des § 19a Abs. 3 Satz 1 Ziffer 5 des ZDF-Staatsvertrages
zu subsumieren sind.

2. Protokollerklärung der Länder Baden-Württemberg,
Berlin, Brandenburg, der Freien Hansestadt Bremen,
der Freien und Hansestadt Hamburg, der Länder Nie-
dersachsen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein und
des Freistaates Thüringen:

Die Länder nehmen in Aussicht, abweichend von § 21
Abs. 7 des ZDF-Staatsvertrages die Zusammensetzung
des Fernsehrates bereits rechtzeitig vor Ablauf der
nächsten Amtsperiode dahingehend zu überprüfen, ob
weiterer Optimierungsbedarf bezüglich der Pluralität
dieses Gremiums besteht, dies mit Blick auf eine Be-
rücksichtigung der Beschlussfassung von verschiedenen
Landesparlamenten.
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Gesetz
zum Achtzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag

Vom 16. Dezember 2015

Der Sächsische Landtag hat am 19. November 2015 das
folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Gesetz

zum Achtzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag

Dem Achtzehnten Staatsvertrag zur Änderung rundfunk-
rechtlicher Staatsverträge (Achtzehnter Rundfunkänderungs-
staatsvertrag) vom 28. September 2015 zwischen den Ländern
der Bundesrepublik Deutschland wird zugestimmt. Der Acht-
zehnte Rundfunkänderungsstaatsvertrag wird nachstehend
veröffentlicht.

Artikel 2
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in
Kraft.

(2) Die Staatskanzlei macht im Sächsischen Gesetz- und
Verordnungsblatt bekannt, ob der Achtzehnte Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag nach seinem Artikel 2 Absatz 2 in Kraft
getreten oder gegenstandslos geworden ist.

Dresden, den 16. Dezember 2015

Der Landtagspräsident
Dr. Matthias Rößler

Der Ministerpräsident
Stanislaw Tillich
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Achtzehnter Staatsvertrag
zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge

(Achtzehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen
schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1
Änderung des Rundfunkstaatsvertrages

Der Rundfunkstaatsvertrag vom 31. August 1991, zuletzt
geändert durch den Siebzehnten Rundfunkänderungsstaats-
vertrag vom 18. Juni 2015, wird wie folgt geändert:

§ 7 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Es wird folgender neuer Satz 1 eingefügt:
„Werbung ist Teil des Programms.“

bb) Die bisherigen Sätze 1 und 2 werden zu den Sätzen 2
und 3.

cc) Im neuen Satz 3 werden die Wörter „Satz 1 gilt“ durch
die Wörter „Sätze 1 und 2 gelten“ ersetzt.

b) Es wird folgender neuer Absatz 11 eingefügt:
„(11) Die nichtbundesweite Verbreitung von Werbung

oder anderen Inhalten in einem zur bundesweiten Verbrei-
tung beauftragten oder zugelassenen Programm ist nur
zulässig, wenn und soweit das Recht des Landes, in dem
die nichtbundesweite Verbreitung erfolgt, dies gestattet.
Die nichtbundesweit verbreitete Werbung oder andere
Inhalte privater Veranstalter bedürfen einer gesonderten
landesrechtlichen Zulassung; diese kann von gesetzlich
zu bestimmenden inhaltlichen Voraussetzungen abhängig
gemacht werden.“

c) Der bisherige Absatz 11 wird der neue Absatz 12 und die
Verweisung „Absätze 1 bis 10“ wird durch die Verweisung
„Absätze 1 bis 11“ ersetzt.

Artikel 2
Kündigung, Inkrafttreten, Neubekanntmachung

(1) Für die Kündigung des in Artikel 1 geänderten Staats-
vertrages sind die dort vorgesehenen Kündigungsvorschriften
maßgebend.

(2) Dieser Staatsvertrag tritt zum 1. Januar 2016 in Kraft.
Sind bis zum 31. Dezember 2015 nicht alle Ratifikationsurkun-
den bei der Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerpräsi-
dentenkonferenz hinterlegt, wird der Staatsvertrag gegen-
standslos.

(3) Die Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerpräsi-
dentenkonferenz teilt den Ländern die Hinterlegung der Ratifi-
kationsurkunden mit.

(4) Die Länder werden ermächtigt, den Wortlaut des Rund-
funkstaatsvertrages in der Fassung, die sich aus Artikel 1 er-
gibt, mit neuem Datum bekannt zu machen.

Berlin, den 09.09.2015

Für das Land Baden-Württemberg:
Winfried Kretschmann

Berlin, den 09.09.2015

Für den Freistaat Bayern:
Horst Seehofer

Berlin, den 09.09.2015

Für das Land Berlin:
Michael Müller

653

24. Dezember 2015 Nr. 15 Sächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt



Berlin, den 10.09.2015

Für das Land Brandenburg:
Dietmar Woidke

Berlin, den 09.09.2015

Für die Freie Hansestadt Bremen:
Carsten Sieling

Berlin, den 09.09.2015

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:
Olaf Scholz

Berlin, den 09.09.2015

Für das Land Hessen:
V. Bouffier

Berlin, den 09.09.2015

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:
Erwin Sellering

Berlin, den 28.09.2015

Für das Land Niedersachsen:
Stephan Weil

Berlin, den 09.09.2015

Für das Land Nordrhein-Westfalen:
Hannelore Kraft

Berlin, den 09.09.2015

Für das Land Rheinland-Pfalz:
Malu Dreyer

Berlin, den 09.09.2015

Für das Saarland:
Annegret Kramp-Karrenbauer
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Berlin, den 09.09.2015

Für den Freistaat Sachsen:
Stanislaw Tillich

Berlin, den 09.09.2015

Für das Land Sachsen-Anhalt:
Reiner Haseloff

Berlin, den 18.09.2015

Für das Land Schleswig-Holstein:
Torsten Albig

Berlin, den 09.09.2015

Für den Freistaat Thüringen:
Bodo Ramelow
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Gesetz
zur Stärkung der kommunalen Investitionskraft

Vom 16. Dezember 2015

Der Sächsische Landtag hat am 16. Dezember 2015 das
folgende Gesetz beschlossen:

Inhaltsübersicht

Artikel 1 Gesetz über die Errichtung eines Sonderver-
mögens „Brücken in die Zukunft“

Artikel 2 Gesetz zur Stärkung der Investitionskraft der kreis-
angehörigen Gemeinden, Landkreise und Kreis-
freien Städte im Freistaat Sachsen (Sächsisches
Investitionskraftstärkungsgesetz – SächsInvStärkG)

Artikel 3 Änderung des Finanzausgleichsmassengesetzes
2015/2016

Artikel 4 Änderung des Sächsischen Finanzausgleichsge-
setzes

Artikel 5 Änderung des Investitionspauschalengesetzes
2015/2016

Artikel 6 Gesetz über die Gewährung einer Pauschale zur
Ergänzung des Landeszuschusses nach dem Ge-
setz über Kindertageseinrichtungen

Artikel 7 Gesetz über die Errichtung eines Sonderver-
mögens „Asyl- und Flüchtlingshilfefonds“

Artikel 8 Inkrafttreten

Artikel 1
Gesetz

über die Errichtung eines Sondervermögens
„Brücken in die Zukunft“

§ 1
Errichtung des Fonds

Der Freistaat Sachsen errichtet einen Fonds „Brücken in
die Zukunft“ als Sondervermögen.

§ 2
Zweck und Mittelverwendung des Fonds

(1) Der Fonds dient der ergänzenden Förderung von kom-
munalen Investitionen im Freistaat Sachsen.

(2) Die konkrete Mittelverwendung des Fonds richtet sich
insbesondere nach den Bestimmungen des Kommunalinvestiti-
onsförderungsgesetzes vom 24. Juni 2015 (BGBl. I S. 974, 975),
in der jeweils geltenden Fassung, und der hierzu abgeschlos-
senen Verwaltungsvereinbarung, in der jeweils geltenden-
Fassung, sowie dem Sächsischen Investitionskraftstärkungs-
gesetz vom 16. Dezember 2015 (SächsGVBl. S. 656, 657), in
der jeweils geltenden Fassung.

(3) Die Ausgaben für die Abwicklung trägt der Fonds.

§ 3
Stellung im Rechtsverkehr

Der Fonds ist nicht rechtsfähig. Das Staatsministerium der
Finanzen verwaltet den Fonds.

§ 4
Vermögen des Fonds, Finanzierung und

Verpflichtungsermächtigung

(1) Dem Fonds fließen alle dem Freistaat Sachsen nach
dem Kommunalinvestitionsförderungsgesetz gewährten Mittel
direkt zu.

(2) Der Fonds erhält folgende Zuführungen aus dem
Staatshaushalt:
1. Zuführungen in Höhe von 342 000 000 Euro im Haushalts-

jahr 2015,
2. Zuführungen nach § 29 des Sächsischen Finanzaus-

gleichsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung
vom 21. Januar 2013 (SächsGVBl. S. 95), das zuletzt
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 16. Dezember 2015
(SächsGVBl. S. 656) geändert worden ist, in der jeweils
geltenden Fassung, und

3. weitere Zuführungen nach Maßgabe des Staatshaushalts-
planes.

(3) Das Fondsvermögen verbleibt unverzinst im Liquiditäts-
management des Freistaates Sachsen.

(4) Die Aufnahme von Krediten durch den Fonds ist ausge-
schlossen. Dem Fonds können vom Freistaat Sachsen zur
Aufrechterhaltung einer ordnungsgemäßen Kassenwirtschaft
Mittel nach § 18 Absatz 7 Nummer 2 der Sächsischen Haus-
haltsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom
10. April 2001 (SächsGVBl. S. 153), die zuletzt durch Artikel 1
des Gesetzes vom 29. April 2015 (SächsGVBl. S. 349) ge-
ändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, zur Ver-
fügung gestellt werden. Die im Haushaltsgesetz nach § 18
Absatz 7 Nummer 2 der Sächsischen Haushaltsordnung fest-
gelegte Höhe bleibt unberührt.

(5) Die Mittel werden direkt aus dem Fonds an die Empfän-
ger ausgereicht.

(6) Rückzahlungen von den Empfängern fließen den je-
weiligen Ausgabetiteln des Fonds zu. Rückzahlungen an das
Sondervermögen „Kommunalinvestitionsförderungsfonds“ des
Bundes sind von den jeweiligen Einnahmetiteln des Fonds ab-
zusetzen.

(7) Der Fonds kann im Vorgriff auf die dem Fonds nach Ab-
satz 1 und 2 zufließenden Mittel über das vorhandene Fonds-
vermögen hinaus abweichend von § 26 Absatz 3 Satz 2 der
Sächsischen Haushaltsordnung Verpflichtungen begründen.

§ 5
Wirtschaftsplan

(1) Das Staatsministerium der Finanzen erstellt für jedes
Wirtschaftsjahr einen Wirtschaftsplan. Das Wirtschaftsjahr ist
das Haushaltsjahr. Der Wirtschaftsplan enthält alle im Wirt-
schaftsjahr zu erwartenden Einnahmen und voraussichtlich zu
leistenden Ausgaben.
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(2) Der Wirtschaftsplan ist beginnend mit dem Haushalts-
jahr 2017 dem Staatshaushaltsplan für das jeweilige Haus-
haltsjahr als Anlage beizufügen.

§ 6
Jahresrechnung

(1) Das Staatministerium der Finanzen stellt zum Schluss
des Wirtschaftsjahres die Jahresrechnung für den Fonds auf
und fügt sie als Anhang der Haushaltsrechnung des Freistaates
Sachsen bei.

(2) Die Jahresrechnung enthält die Einnahmen und Aus-
gaben sowie den Bestand des Fonds.

§ 7
Auflösung

Der Fonds ist zum 31. Dezember 2024 aufzulösen. Die für
die Abwicklung des Fonds aus dem Staatshaushalt zugeführ-
ten, aber zum Zeitpunkt der Auflösung des Fonds noch nicht
für diesen Zweck verausgabten Mittel sind dem Staatshaushalt
2025 zuzuführen. Das darüber hinaus verbliebene Restvermö-
gen des Fonds ist im Jahr 2025 zu gleichen Teilen dem Staats-
haushalt und der Finanzausgleichsmasse zuzuführen.

Artikel 2
Gesetz

zur Stärkung der Investitionskraft der kreisangehörigen
Gemeinden, Landkreise und Kreisfreien Städte

im Freistaat Sachsen

(Sächsisches Investitionskraftstärkungsgesetz –
SächsInvStärkG)

§ 1
Förderziel und Fördervolumen

Der Freistaat Sachsen unterstützt die kreisangehörigen
Gemeinden, Landkreise und Kreisfreien Städte bei der
Durchführung von Investitions- und Erhaltungsmaßnahmen bis
zum Jahr 2020. Hierfür stellt der Freistaat Sachsen aus seinem
Fonds „Brücken in die Zukunft“ folgende Mittel zur Verfügung:
1. Mittel nach dem Kommunalinvestitionsförderungsgesetz

vom 24. Juni 2015 (BGBl. I S. 974, 975), in der jeweils gel-
tenden Fassung, und

2. weitere Mittel in Höhe von 644 000 000 Euro.

§ 2
Mittelverteilung

(1) Die Mittel nach § 1 Satz 2 Nummer 1 zuzüglich eines
Betrages von 15 600 000 Euro aus den Mitteln nach § 1 Satz 2
Nummer 2 stehen für einzelne Bewilligungskontingente der
Landkreise und Kreisfreien Städte zur Verfügung (Budget
„Bund“). Die Mittel werden zu gleichen Teilen zwischen dem
kreisangehörigen Raum und dem kreisfreien Raum aufgeteilt.
Innerhalb des kreisangehörigen Raumes erfolgt die Verteilung
der Mittel auf die Landkreise nach ihrem Anteil an den allgemei-
nen Schlüsselzuweisungen des kreisangehörigen Raumes. In-
nerhalb des kreisfreien Raumes erfolgt die Verteilung der Mittel
auf die Kreisfreien Städte nach ihrem Anteil an den allgemeinen
Schlüsselzuweisungen des kreisfreien Raumes.

(2) Ein Betrag von 512 400 000 Euro aus den Mitteln nach
§ 1 Satz 2 Nummer 2 steht für einzelne Bewilligungskontingen-
te der Landkreise und Kreisfreien Städte zur Verfügung (Budget
„Sachsen“). Die Mittel werden zu gleichen Teilen zwischen dem
kreisangehörigen Raum und dem kreisfreien Raum aufgeteilt.
Innerhalb des kreisangehörigen Raumes erfolgt die Verteilung
der Mittel auf die Landkreise nach ihrem Anteil an der Einwoh-
nerzahl des kreisangehörigen Raumes. Innerhalb des kreisfrei-
en Raumes erfolgt die Verteilung der Mittel auf die Kreisfreien
Städte nach ihrem Anteil an der Einwohnerzahl des kreisfreien
Raumes.

(3) Ein Betrag von 116 000 000 Euro aus den Mitteln nach
§ 1 Satz 2 Nummer 2 steht für Investitionspauschalen nach § 5
zur Verfügung.

(4) Maßgebliche Einwohnerzahl ist die durchschnittliche
Einwohnerzahl der Jahre 2012 bis 2014 zum Stichtag 31. De-
zember. Die maßgebliche Höhe der allgemeinen Schlüssel-
zuweisungen bestimmt sich aus dem Durchschnitt der für die
Jahre 2013 bis 2015 festgesetzten allgemeinen Schlüsselzu-
weisungen nach den §§ 5 bis 14 des Sächsischen Finanz-
ausgleichsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom
21. Januar 2013 (SächsGVBl. S. 95), das zuletzt durch Artikel 4
des Gesetzes vom 16. Dezember 2015 (SächsGVBl. S. 656)
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, un-
abhängig davon, ob deren Bestandskraft eingetreten ist.

§ 3
Mittelverwendung und Bewilligung

(1) Die Mittel des Budgets „Bund“ sind trägerneutral für in-
vestive Maßnahmen gemäß § 3 des Kommunalinvestitions-
förderungsgesetzes einzusetzen. Bis zu 15 600 000 Euro
können im Ergebnis der Verwendungsnachweisprüfung auch
über den Zeitraum nach § 4 Absatz 1 Nummer 4 hinaus oder
für Maßnahmen nach Absatz 2 eingesetzt werden.

(2) Die Mittel des Budgets „Sachsen“ sind trägerneutral für
investive Maßnahmen zur Instandsetzung, Erneuerung und
Erstellung von Einrichtungen und Anlagen in den Förderbe-
reichen
1. Schulhausbau,
2. Bau und Ausbau von Kindertagesstätten,
3. Straßenbau,
4. Öffentlicher Personennahverkehr,
5. Wasser- und Abwasserversorgung,
6. Gewässerschutz,
7. Brachflächenrevitalisierung,
8. Sportstätten,
9. Verwaltungsgebäude und Sonderbauten sowie Einrich-

tungen für soziale Zwecke
einzusetzen.

(3) Die Mittel des Budgets „Bund“ und des Budgets „Sach-
sen“ werden auf der Grundlage der §§ 23 und 44 der Sächsi-
schen Haushaltsordnung in der Fassung der Bekanntmachung
vom 10. April 2001 (SächsGVBl. S. 153), die zuletzt durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 29. April 2015 (SächsGVBl. S. 349)
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, nach
Maßgabe der jeweils geltenden Richtlinien der fachlich zu-
ständigen Staatsministerien maßnahmekonkret bewilligt, so-
weit dieses Gesetz keine abweichenden Regelungen trifft. Die
Landkreise und Kreisfreien Städte erstellen hierfür im Vorfeld
getrennte Maßnahmepläne zur geplanten Verwendung der
Mittel des Budgets „Bund“ und des Budgets „Sachsen“, die der
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Bestätigung durch die Staatskanzlei bedürfen. Die Maßnah-
mepläne der Landkreise für die kreisangehörigen Gemeinden
werden im Einvernehmen mit den Kreisverbänden des Sächsi-
schen Städte- und Gemeindetages der jeweiligen Landkreise
erstellt. Dabei sind in den einzelnen Maßnahmeplänen der
Landkreise für das Budget „Bund“ und für das Budget „Sach-
sen“ insgesamt mindestens 65 Prozent der Mittel für Projekte
der kreisangehörigen Gemeinden einzusetzen. Bewilligungs-
stelle ist die Sächsische Aufbaubank im Einvernehmen mit den
Fachressorts. Abweichungen hiervon sind im Einzelfall im
Rahmen der jeweils geltenden Richtlinien möglich.

§ 4
Besondere Förderbedingungen

(1) Für die Mittel des Budgets „Bund“ gelten folgende be-
sondere Förderbedingungen:
1. Die Förderung beträgt 75 Prozent der zuwendungsfähigen

Ausgaben.
2. Eine Förderung von Maßnahmen im Ortsgebiet von Ge-

meinden, die in den Jahren 2009 bis 2015 ununterbrochen
eine Finanzausgleichsumlage nach § 25a des Sächsi-
schen Finanzausgleichsgesetzes gezahlt haben, ist aus-
geschlossen.

3. Der förderunschädliche Maßnahmebeginn wird für die
Maßnahmen zugelassen, die ab dem 1. Juli 2015 begon-
nen wurden.

4. Die geförderte Maßnahme muss bis zum 31. Dezember
2018 vollständig abgenommen worden sein.

(2) Für die Mittel des Budgets „Sachsen“ gelten folgende
besondere Förderbedingungen:
1. Die Förderung beträgt 75 Prozent der zuwendungsfähigen

Ausgaben.
2. Die Förderung erfolgt ab dem Jahr 2017.
3. Der förderunschädliche Maßnahmebeginn wird für die

Maßnahmen zugelassen, die ab dem 1. Juli 2016 begon-
nen wurden.

4. Die geförderte Maßnahme muss bis zum 31. Dezember
2020 vollständig abgenommen worden sein. In Aus-
nahmefällen ist zur Sicherstellung der vollständigen Mittel-
verwendung eine Förderung von Maßnahmen möglich, die
bis zum 31. Dezember 2022 vollständig abgenommen
wurden.

§ 5
Investitionspauschalen

(1) Den Kreisfreien Städten und kreisangehörigen Ge-
meinden, in deren Gemeindegebiet Unterbringungseinrichtun-
gen nach § 3 Absatz 1 Nummer 1 des Sächsischen Flüchtlings-
aufnahmegesetzes vom 25. Juni 2007 (SächsGVBl. S. 190),
das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 29. April 2015
(SächsGVBl. S. 349) geändert worden ist, in der jeweils gelten-
den Fassung, vorgehalten werden, gewährt der Freistaat Sach-
sen in den Jahren 2016 bis 2019 eine Investitionspauschale in
Höhe von jährlich 4 000 000 Euro.

(2) Die Höhe der Zuweisungen nach Absatz 1 an die Kreis-
freien Städte und die kreisangehörigen Gemeinden bemisst
sich nach dem Anteil der vorhandenen Kapazitäten der Unter-
bringungseinrichtungen nach § 3 Absatz 1 Nummer 1 des
Sächsischen Flüchtlingsaufnahmegesetzes in der jeweiligen

Kreisfreien Stadt oder der kreisangehörigen Gemeinde an der
Gesamtzahl der vorhandenen Kapazitäten dieser Unterbrin-
gungseinrichtungen im Freistaat Sachsen zum Stichtag 31. De-
zember des Vorjahres.

(3) Darüber hinaus gewährt der Freistaat Sachsen den
Kreisfreien Städten und Landkreisen eine Investitionspauschale
in den Jahren 2017 bis 2020 in Höhe von jährlich 25 000 000 Euro.

(4) Die Höhe der Zuweisungen nach Absatz 3 an die Kreis-
freien Städte und Landkreise bemisst sich, nach einer Vorab-
verteilung auf den kreisangehörigen Raum und den kreisfreien
Raum zu gleichen Teilen, nach ihrem Anteil an der Einwohner-
zahl gemäß § 2 Absatz 4 Satz 1. Die Landkreise leiten jährlich
65 Prozent der Mittel an ihre kreisangehörigen Gemeinden weiter.

(5) Die Investitionspauschalen dienen der Deckung des In-
vestitionsbedarfs für die Instandsetzung, Erneuerung und Er-
stellung von Einrichtungen und Anlagen der infrastrukturellen
Grundversorgung und der Fördergegenstände nach § 3 Ab-
satz 1 und 2. Die Zuweisungen können auch zum Ersatz von
Eigenmitteln zur Erlangung von Fördermitteln für Investitionen
verwendet werden.

(6) Für die Festsetzung der Investitionspauschalen findet
§ 31 Absatz 1 Satz 1 und 2 sowie Absatz 2 des Sächsischen
Finanzausgleichsgesetzes entsprechend Anwendung. Die In-
vestitionspauschalen werden jährlich am 30. Juni ausgezahlt.

(7) Die zweckentsprechende Verwendung der Investitions-
pauschalen nach Absatz 1 ist bis 31. März 2021 und nach Ab-
satz 3 bis 31. März 2022 nachzuweisen. Für die Verwendungs-
nachweisführung über die Investitionspauschalen findet § 15
Absatz 3 Satz 1 und 2 Alternative 2 des Sächsischen Finanz-
ausgleichsgesetzes entsprechend Anwendung.

§ 6
Verwaltungsvorschrift

Das Nähere zum Maßnahmeplan-, Antrags- und Bewilli-
gungsverfahren sowie zu Abweichungen zu den Regelungen
des ersten Abschnitts des vierten Teils der Sächsischen Ge-
meindeordnung über die Haushaltswirtschaft in der Fassung
der Bekanntmachung vom 3. März 2014 (SächsGVBl. S. 146),
die zuletzt durch Artikel 18 des Gesetzes vom 29. April 2015
(SächsGVBl. S. 349) geändert worden ist, in der jeweils gelten-
den Fassung, regelt eine gemeinsame Verwaltungsvorschrift
der Staatskanzlei, des Staatsministeriums des Innern, des
Staatsministeriums der Finanzen, des Staatsministeriums der
Justiz, des Staatsministeriums für Kultus, des Staatsministe-
riums für Wissenschaft und Kunst, des Staatsministeriums für
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr, des Staatsministeriums für
Soziales und Verbraucherschutz und des Staatsministeriums
für Umwelt und Landwirtschaft.

§ 7
Berichtspflicht

Das Staatsministerium der Finanzen hat dem Haushalts-
und Finanzausschuss des Landtages beginnend mit dem
Jahr 2017 halbjährlich über den Vollzug dieses Gesetzes zu
berichten.
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Artikel 3
Änderung des Finanzausgleichsmassengesetzes

2015/2016

Das Finanzausgleichsmassengesetz 2015/2016 vom
29. April 2015 (SächsGVBl. S. 334, 343) wird wie folgt geändert:

1. Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Im Haushaltsjahr 2015 beträgt die Finanzaus-

gleichsmasse gemäß § 2 des Sächsischen Finanzaus-
gleichsgesetzes 3 106 408 000 Euro. Darin sind enthalten:
1. ein Erhöhungsbetrag aus dem Ist-Ergebnis des Haus-

haltsjahres 2012 in Höhe von 15 837 000 Euro,
2. ein Erhöhungsbetrag aus dem Ist-Ergebnis des Haus-

haltsjahres 2013 in Höhe von 104 502 000 Euro,
3. ein Erhöhungsbetrag aus dem Ist-Ergebnis des Haus-

haltsjahres 2014 in Höhe von 23 771 000 Euro,
4. ein Erhöhungsbetrag aus dem voraussichtlichen Ist-

Ergebnis des Haushaltsjahres 2015 in Höhe von
121 229 000 Euro und

5. ein Erhöhungsbetrag aufgrund des Ergebnisses
der Überprüfung gemäß § 16 Absatz 2 Satz 1 des
Sächsischen Finanzausgleichsgesetzes in Höhe von
1 584 000 Euro.“

2. Absatz 5 wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 5 wird das Wort „und“ am Ende gestrichen.
b) Nummer 6 wird wie folgt gefasst:

„6. im Jahr 2015 ein Betrag in Höhe von 25 000 000 Eu-
ro, der dem Anteil des Freistaates Sachsen an
den zusätzlichen Umsatzsteuereinnahmen der
Länder aufgrund des Artikels 3 des Gesetzes zur
Förderung von Investitionen finanzschwacher
Kommunen und zur Entlastung von Ländern und
Kommunen bei der Aufnahme und Unterbringung
von Asylbewerbern vom 24. Juni 2015 (BGBl. I
S. 974) entspricht,“

c) Der Nummer 6 werden folgende Nummern 7 und 8
angefügt:
„7. im Jahr 2015 ein Betrag in Höhe von

75 000 000 Euro, der dem Anteil des Freistaates
Sachsen an den zusätzlichen Umsatzsteuer-
einnahmen der Länder aufgrund des Artikels 8
des Asylverfahrensbeschleunigungsgesetzes
vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722) ent-
spricht, und

8. im Jahr 2016 ein Betrag in Höhe von
181 850 000 Euro, der dem Anteil des Freistaates
Sachsen an den zusätzlichen Umsatzsteuer-
einnahmen der Länder aufgrund des Artikels 8
des Asylverfahrensbeschleunigungsgesetzes ent-
spricht.“

Artikel 4
Änderung des Sächsischen Finanzausgleichsgesetzes

Das Sächsische Finanzausgleichsgesetz in der Fassung
der Bekanntmachung vom 21. Januar 2013 (SächsGVBl.
S. 95), das zuletzt durch das Gesetz vom 29. April 2015
(SächsGVBl. S. 364) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
Die Angabe zu § 29 wird wie folgt gefasst:
„§ 29 Zuführungen an den Fonds ,Brücken in die Zu-

kunft‘“.

2. § 2 Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt gefasst:
„Bei den Steuereinnahmen des Freistaates Sachsen blei-
ben folgende Beträge unberücksichtigt:
1. ab dem Jahr 2014

a) ein Betrag in Höhe von 38 500 000 Euro, der dem
Anteil des Freistaates Sachsen an den zusätz-
lichen Umsatzsteuereinnahmen der Länder auf-
grund des Artikels 2 des Kinderförderungsgeset-
zes vom 10. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2403)
entspricht;

b) ein Betrag in Höhe von 3 750 000 Euro, der dem
Anteil des Freistaates Sachsen an den zusätz-
lichen Umsatzsteuereinnahmen der Länder auf-
grund des Artikels 3 des Gesetzes zur zusätzli-
chen Förderung von Kindern unter drei Jahren in
Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege
vom 15. Februar 2013 (BGBl. I S. 250) entspricht;

2. im Jahr 2015
a) ein Betrag in Höhe von 25 000 000 Euro, der dem

Anteil des Freistaates Sachsen an den zusätz-
lichen Umsatzsteuereinnahmen der Länder auf-
grund des Artikels 3 des Gesetzes zur Förderung
von Investitionen finanzschwacher Kommunen
und zur Entlastung von Ländern und Kommunen
bei der Aufnahme und Unterbringung von Asyl-
bewerbern vom 24. Juni 2015 (BGBl. I S. 974)
entspricht;

b) ein Betrag in Höhe von 75 000 000 Euro, der dem
Anteil des Freistaates Sachsen an den zusätz-
lichen Umsatzsteuereinnahmen der Länder auf-
grund des Artikels 8 des Asylverfahrensbe-
schleunigungsgesetzes vom 20. Oktober 2015
(BGBl. I S. 1722) entspricht;

3. im Jahr 2016 ein Betrag in Höhe von 181 850 000 Euro,
der dem Anteil des Freistaates Sachsen an den
zusätzlichen Umsatzsteuereinnahmen der Länder
aufgrund des Artikels 8 des Asylverfahrensbeschleu-
nigungsgesetzes entspricht.“

3. § 3 Absatz 1 Buchstabe f wird wie folgt gefasst:
„f) Zuführungen an den Fonds ,Brücken in die Zukunft‘,“.

4. § 22 Absatz 2 Nummer 8 wird wie folgt gefasst:
„8. Zuweisungen an die Aufgabenträger zur Unter-

bringung und Betreuung von Flüchtlingen in Höhe von
23 000 000 Euro im Jahr 2015 und 3 000 000 Euro im
Jahr 2016;“.

5. In § 24 Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz angefügt:
„Die Höhe der investiven Zweckzuweisungen beträgt ab
2017 jährlich 51 Millionen Euro.“

6. § 29 wird wie folgt gefasst:
„§ 29

Zuführungen an den Fonds ,Brücken in die Zukunft‘

(1) Aus der Finanzausgleichsmasse werden dem
Fonds ,Brücken in die Zukunft‘ gemäß § 4 Absatz 2 Num-
mer 2 des Gesetzes über die Errichtung eines Sonderver-
mögens ,Brücken in die Zukunft‘ vom 16. Dezember 2015
(SächsGVBl. S. 656), in der jeweils geltenden Fassung,
Mittel in Höhe von 145 000 000 Euro im Jahr 2015 und
jeweils 59 000 000 Euro in den Jahren 2017 bis 2019
zugeführt.
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(2) Die Zuführungen erfolgen im Jahr 2015 am 30. De-
zember 2015 und ab dem Jahr 2017 jeweils am 30. Juni.“

7. § 31 Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt gefasst:
„Bedarfszuweisungen nach § 22 Absatz 1 und 2 Nummer 1
bis 5 und 8 werden durch die Landesdirektion Sachsen be-
willigt.“

Artikel 5
Änderung des Investitionspauschalengesetzes

2015/2016

Das Investitionspauschalengesetz 2015/2016 vom
29. April 2015 (SächsGVBl. S. 349, 357) wird wie folgt ge-
ändert:

1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst:
„Gesetz

zur Finanzierung der Unterbringung und Betreuung
von Ausländern in den Jahren 2015 und 2016

im Freistaat Sachsen

(SächsGFUBA)“

2. § 1 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Den Kreisfreien Städten und Landkreisen wird im

Jahr 2015 eine Investitionspauschale in Höhe von insge-
samt 38 000 000 Euro zugewiesen. Die Investitionspau-
schale ist für Zwecke nach Absatz 2 zu verwenden. Nicht
abgeflossene Mittel für Investitionen nach Absatz 2 können
bis in das zweitnächste Folgejahr übertragen werden.“

3. § 2 wird wie folgt gefasst:
„§ 2

Verteilung der Investitionspauschale

(1) Die Zuweisung nach § 1 Absatz 1 wird in Höhe von
20 500 000 Euro an die Kreisfreien Städte und Landkreise
nach dem Anteil der jeweiligen Kreisfreien Stadt und des
jeweiligen Landkreises an der Summe der im Jahr 2014
an den Monatsenden der Monate Februar, Mai, August
und November in den Kreisfreien Städten und Landkreisen
untergebrachten aufzunehmenden Ausländer im Sinne
von § 5 in Verbindung mit § 10 Absatz 1 des Sächsischen
Flüchtlingsaufnahmegesetzes vom 25. Juni 2007
(SächsGVBl. S. 190), das zuletzt durch Artikel 8 des Ge-
setzes vom 29. April 2015 (SächsGVBl. S. 349) geändert
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, bemessen.

(2) Die Zuweisung nach § 1 Absatz 1 wird in Höhe von
17 500 000 Euro an die Kreisfreien Städte und Landkreise
nach dem Anteil der jeweiligen Kreisfreien Stadt und des
jeweiligen Landkreises an der Summe der im Jahr 2015
an den Monatsenden der Monate Februar, Mai, August
und Oktober in den Kreisfreien Städten und Landkreisen
untergebrachten aufzunehmenden Ausländer im Sinne
von § 5 in Verbindung mit § 10 Absatz 1 des Sächsischen
Flüchtlingsaufnahmegesetzes bemessen.“

4. Nach § 2 wird folgender § 3 eingefügt:
„§ 3

Ergänzungspauschale

Den Kreisfreien Städten und Landkreisen wird im
Jahr 2015 eine Ergänzungspauschale in Höhe von
23 000 000 Euro und im Jahr 2016 in Höhe von
60 000 000 Euro zweckgebunden für die Betreuung und
Unterbringung von Asylbewerbern zugewiesen. Diese Zu-
weisungen bemessen sich nach dem Anteil der Einwohner
der jeweiligen Kreisfreien Stadt und des jeweiligen Land-
kreises an der Gesamteinwohnerzahl des Freistaates
Sachsen. Als Einwohnerzahl im Sinne dieses Gesetzes gilt
die vom Statistischen Landesamt ermittelte Bevölkerung
des Freistaates Sachsen. Maßgebender Stichtag für die
Feststellung ist der 31. Dezember 2014, umgerechnet auf
den Gebietsstand vom 1. Januar des Jahres.“

5. Der bisherige § 3 wird § 4 und wie folgt gefasst:
„§ 4

Festsetzung, Auszahlung und
Verwendungsnachweisführung

(1) Für die Festsetzung und Auszahlung der Zu-
weisungen nach § 1 Absatz 1 und § 3 findet § 31 Absatz 1
Satz 1 und 2 sowie Absatz 2 des Sächsischen Finanzaus-
gleichsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom
21. Januar 2013 (SächsGVBl. S. 95), das zuletzt durch
Artikel 4 des Gesetzes vom 16. Dezember 2015
(SächsGVBl. S. 656) geändert worden ist, in der jeweils
geltenden Fassung, entsprechend Anwendung. Die Inves-
titionspauschale nach § 2 Absatz 1 wird am 1. Juni 2015
ausgezahlt. Die Investitionspauschale nach § 2 Absatz 2
und die Ergänzungspauschale 2015 nach § 3 werden un-
mittelbar nach der Verkündung dieses Gesetzes festge-
setzt und ausgezahlt. Die Ergänzungspauschale 2016 wird
am 31. März 2016 ausgezahlt.

(2) Die Weiterleitung der Zuweisungen nach § 1 Ab-
satz 1 an Unternehmen in einer Rechtsform des privaten
Rechts im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 2 ist nur zulässig,
soweit die zweckentsprechende Verwendung der Zu-
weisungen über die Abschreibungsdauer der Investitionen
sichergestellt ist und durch eine ordnungsgemäße, ge-
trennte Buchführung gewährleistet wird. Bei einer vorfris-
tigen, anderweitigen Verwendung der geförderten Einrich-
tungen und Anlagen sind die Zuweisungen anteilig in Höhe
des noch nicht abgeschriebenen Investitionsvolumens
durch die weiterleitende Gebietskörperschaft zurückzufor-
dern und an den Freistaat Sachsen zurückzuzahlen.

(3) Für die Verwendungsnachweisführung über die
Zuweisungen nach § 1 Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 findet
§ 44 der Sächsischen Haushaltsordnung in der Fassung
der Bekanntmachung vom 10. April 2001 (SächsGVBl.
S. 153), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29.
April 2015 (SächsGVBl. S. 349) geändert worden ist, in
der jeweils geltenden Fassung, in Verbindung mit den Ver-
waltungsvorschriften des Staatsministeriums der Finanzen
zu § 44 der Sächsischen Haushaltsordnung entsprechend
Anwendung. Die Verwendungsnachweise sind bis zum
31. März 2018 bei der Bewilligungsbehörde vorzulegen.
Die Verwendung der nach § 3 zweckgebundenen Zuwei-
sungen hat im Rahmen der Jahresrechnung zu erfolgen.“
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Artikel 6
Gesetz

über die Gewährung einer Pauschale zur Ergänzung
des Landeszuschusses nach dem Gesetz

über Kindertageseinrichtungen

§ 1
Pauschale zur Ergänzung des Landeszuschusses

Die Kreisfreien Städte und die kreisangehörigen Gemein-
den erhalten in den Jahren 2016 bis 2018 eine Pauschale zur
Ergänzung des Landeszuschusses nach § 18 Absatz 1 des Ge-
setzes über Kindertageseinrichtungen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15. Mai 2009 (SächsGVBl. S. 225), das zu-
letzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 29. April 2015
(SächsGVBl. S. 349) geändert worden ist, in der jeweils gelten-
den Fassung. Die Pauschale beträgt im Jahr:
1. 2016 7 627 500 Euro,
2. 2017 17 415 000 Euro und
3. 2018 19 575 000 Euro.

§ 2
Verteilung der Pauschale

Der Anteil der einzelnen Kreisfreien Städte und kreisange-
hörigen Gemeinden an der Pauschale nach § 1 bemisst sich an
der Anzahl der am 1. April des Vorjahres (Stichtag) in Kinderta-
geseinrichtungen und der Kindertagespflege gemäß § 1 des
Gesetzes über Kindertageseinrichtungen im Gemeindegebiet
aufgenommenen Kinder, berechnet auf eine tägliche neun-
stündige Betreuungszeit. Betreuungszeiten, die über neun
Stunden pro Tag hinausgehen, bleiben unberücksichtigt. Be-
rücksichtigt werden nur die am 1. April des Vorjahres wirksa-
men Betreuungsverträge mit einer Laufzeit von mindestens
zwei Monaten.

§ 3
Berechnung, Festsetzung, Auszahlung

Die Berechnung, Festsetzung und Auszahlung der Pau-
schale nach § 1 erfolgen durch die Landesdirektion Sachsen.
Das Staatsministerium für Kultus teilt bezogen auf die Stich-
tage 1. April 2015, 2016 und 2017 der Landesdirektion
Sachsen die nach § 2 maßgebliche berechnete Anzahl der im
jeweiligen Gemeindegebiet aufgenommenen Kinder bis zum
31. Dezember des jeweiligen Jahres mit. Die Pauschale wird je-
weils am 1. April und am 1. Oktober durch Teilzahlungen in
hälftiger Höhe des für das Kalenderjahr gemäß § 1 zur Ver-
fügung stehenden Betrages geleistet.

Artikel 7
Gesetz

über die Errichtung eines Sondervermögens
„Asyl- und Flüchtlingshilfefonds“

§ 1
Errichtung

Der Freistaat Sachsen errichtet ein Sondervermögen
„Asyl- und Flüchtlingshilfefonds“.

§ 2
Zweck und Mittelverwendung

Zweck des Fonds ist die Mitfinanzierung von Ausgaben für
die Unterbringung, Versorgung, Betreuung und Integration von
Asylsuchenden und Flüchtlingen im Freistaat Sachsen.

§ 3
Stellung im Rechtsverkehr

Der Fonds ist nicht rechtsfähig. Das Staatsministerium der
Finanzen verwaltet den Fonds.

§ 4
Finanzierung

(1) Der Fonds erhält folgende Zuführungen aus dem
Staatshaushalt:
1. Zuführungen in Höhe von 180 437 469,07 Euro aus dem

Staatshaushalt 2014,
2. Zuführungen in Höhe von 119 562 530,93 Euro aus dem

Staatshaushalt 2015,
3. weitere Zuführungen nach Maßgabe des Staatshaushalts-

plans.

(2) Das Fondsvermögen verbleibt unverzinst im Liquiditäts-
management des Freistaates Sachsen.

(3) Die Mittel des Fonds werden über den Staatshaushalt
ausgereicht.

(4) Das Staatsministerium der Finanzen wird ermächtigt,
Mittel des Fonds im Haushaltsjahr 2016 nach Einwilligung des
Haushalts- und Finanzausschusses des Landtags zur Deckung
von Mehrausgaben für Zwecke nach § 2 im Staatshaushalt ein-
zusetzen, soweit keine anderen Deckungsmöglichkeiten im
Staatshaushalt bestehen.

§ 5
Wirtschaftsplan

(1) Das Staatsministerium der Finanzen erstellt für jedes
Wirtschaftsjahr einen Wirtschaftsplan. Das Wirtschaftsjahr ist
das Kalenderjahr. Der Wirtschaftsplan enthält alle im Wirt-
schaftsjahr zu erwartenden Einnahmen und voraussichtlich zu
leistenden Ausgaben. Die §§ 37 und 38 der Sächsischen
Haushaltsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom
10. April 2001 (SächsGVBl. S. 153), die zuletzt durch Artikel 1
des Gesetzes vom 29. April 2015 (SächsGVBl. S. 349) ge-
ändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, bleiben
unberührt.

(2) Der Wirtschaftsplan ist beginnend mit dem Haushalts-
jahr 2017 dem Staatshaushaltsplan für das jeweilige Haus-
haltsjahr als Anlage beizufügen.

§ 6
Jahresrechnung

(1) Das Staatsministerium der Finanzen stellt zum Schluss
des Rechnungsjahres die Jahresrechnung für den Fonds auf
und fügt sie als Anhang der Haushaltsrechnung des Freistaates
Sachsen bei.
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(2) Die Jahresrechnung enthält die Einnahmen und Ausga-
ben sowie den Bestand des Fonds.

§ 7
Auflösung

Der Fonds ist zum 31. Dezember 2020 aufzulösen. Ein ver-
bliebenes Restvermögen ist dem Staatshaushalt 2020 zu-
zuführen.

Artikel 8
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3
am Tag nach der Verkündung in Kraft.

(2) Die Artikel 3 bis 5 treten mit Wirkung vom 1. Januar
2015 in Kraft.

(3) Artikel 7 tritt mit Wirkung vom 30. Dezember 2014 in
Kraft.

Dresden, den 16. Dezember 2015

Der Landtagspräsident
Dr. Matthias Rößler

Der Ministerpräsident
Stanislaw Tillich

Der Staatsminister des Innern
Markus Ulbig

Der Staatsminister der Finanzen
Prof. Dr. Georg Unland

Die Staatsministerin für Kultus
Brunhild Kurth
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Gesetz
über den Sächsischen Wachpolizeidienst

(Sächsisches Wachpolizeidienstgesetz – SächsWachdienstG)

Vom 16. Dezember 2015

Der Sächsische Landtag hat am 16. Dezember 2015 das
folgende Gesetz beschlossen:

§ 1
Wachpolizei

(1) Der Freistaat Sachsen richtet befristet einen Wachpoli-
zeidienst als Teil des Polizeivollzugsdienstes ein (Wachpolizei).

(2) Soweit sich aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt,
finden die für den Polizeivollzugsdienst geltenden Vorschriften
des Polizeigesetzes des Freistaates Sachsen in der Fassung
der Bekanntmachung vom 13. August 1999 (SächsGVBl.
S. 466), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. De-
zember 2013 (SächsGVBl. S. 890) geändert worden ist, in der
jeweils geltenden Fassung, Anwendung.

§ 2
Rechtsstellung

Die Angehörigen der Wachpolizei sind Arbeitnehmer des
Freistaates Sachsen.

§ 3
Aufgaben

(1) Durch die Wachpolizei werden Aufgaben des Objekt-
schutzes und Aufgaben zur Unterstützung der Landespolizei
bei der Personenbewachung wahrgenommen.

(2) Die Personenbewachung umfasst Maßnahmen zur Un-
terstützung der Landespolizei beim Vollzug des Gewahrsams
und von Festnahmen im Beisein eines Polizeivollzugsbeamten.

(3) Der Objektschutz umfasst alle Maßnahmen, die zur
Verhinderung oder Abwehr von Angriffen gegen gefährdete
Objekte erforderlich sind.

§ 4
Befugnisse

(1) Aufgrund des Polizeigesetzes des Freistaates Sachsen
haben die Angehörigen der Wachpolizei zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben nach § 3 folgende Befugnisse:
1. Befragung (§ 18 Absatz 1),
2. Identitätsfeststellung (§ 19 Absatz 1 Nummer 1, 3 bis 4

und 6, Absatz 2 und 3 mit der Maßgabe, dass keine Befug-
nis zur Einrichtung von Kontrollstellen besteht),

3. Platzverweis (§ 21 Absatz 1),
4. Gewahrsam (§ 22 Absatz 1),
5. Durchsuchung von Personen (§ 23 Absatz 1 und 2),
6. Durchsuchung von Sachen (§ 24 Nummer 1 bis 3, 5 bis 7)

mit der in Nummer 2 dieser Vorschrift genannten Maßgabe,
7. Betreten von Wohnungen (§ 25 Absatz 1),
8. Sicherstellung (§ 26 Absatz 1),
9. Beschlagnahme (§ 27 Absatz 1).

Die Angehörigen der Wachpolizei sind zur Anwendung von
Polizeizwang (§§ 30, 32, 33 und 34 Absatz 1 Nummer 1) mit
der Maßgabe, dass als Hilfsmittel der körperlichen Gewalt
(§ 31 Absatz 2) nur Fesseln und Reizstoffe sowie als Waffen
(§ 31 Absatz 3) nur Schlagstock und Pistole zugelassen sind,
befugt, soweit es zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist.

(2) Aufgrund der Straßenverkehrs-Ordnung vom
6. März 2013 (BGBl. I S. 367), die durch Artikel 2 der Verord-
nung vom 15. September 2015 (BGBl. I S. 1573) geändert wor-
den ist, in der jeweils geltenden Fassung, sind die Angehörigen
der Wachpolizei zu Zeichen und Weisungen nach § 36 Absatz 1
befugt.

(3) Soweit es zur Aufgabenerfüllung erforderlich ist,
können durch die Angehörigen der Wachpolizei Daten nach
§ 36 Absatz 1, 2 und 5 Satz 1 des Polizeigesetzes für den Frei-
staat Sachsen erhoben und nach § 43 Absatz 1, 3 bis 5 des
Polizeigesetzes für den Freistaat Sachsen gespeichert, ver-
wendet und genutzt werden. Die Angehörigen der Wachpolizei
sind berechtigt, von den zur Benutzung der polizeilichen Daten-
verarbeitungssysteme Berechtigten Auskunft über polizeiliche
Daten zu erhalten, soweit es zur Identitätsfeststellung oder im
Zusammenhang mit der Sicherstellung oder Beschlagnah-
mung von Sachen erforderlich ist.

(4) Bei der Ausübung ihrer Befugnisse und Rechte haben
die Angehörigen der Wachpolizei den Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit zu beachten.

§ 5
Einstellungsvoraussetzungen

In die Wachpolizei kann eingestellt werden, wer zum Zeit-
punkt der Einstellung in der Regel das 20. Lebensjahr, aber
noch nicht das 33. Lebensjahr vollendet hat, im Übrigen
grundsätzlich die Voraussetzungen für die Einstellung in der
Fachrichtung Polizei gemäß § 31 Absatz 1 der Sächsischen
Laufbahnverordnung vom 16. September 2014 (SächsGVBl.
S. 530, 532) in der jeweils geltenden Fassung erfüllt und im
Besitz einer Fahrerlaubnis der Klasse B (PKW) der Bundes-
republik Deutschland oder gleichgestellter Fahrerlaubnisse ist.

§ 6
Auswahl- und Einstellungsverfahren, Verwendung

(1) Die Auswahl und Einstellung wird durch die Polizei-
direktionen und das Präsidium der Bereitschaftspolizei vorge-
nommen. Das Nähere regelt das Staatsministerium des Innern
durch Rechtsverordnung.

(2) Die Verwendung erfolgt bei den Polizeidirektionen und
dem Präsidium der Bereitschaftspolizei.

(3) Geeignete Angehörige der Wachpolizei können nach
erfolgreicher Absolvierung einer mindestens einjährigen
Dienstzeit als Anwärter in die Laufbahngruppe 1, zweite Ein-
stiegsebene der Fachrichtung „Polizei“ übernommen werden.
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Die Dienstzeit in der Wachpolizei wird bei der Ausbildung für die
Laufbahngruppe 1, zweite Einstiegsebene der Fachrichtung
„Polizei“ in einem Umfang von bis zu sechs Monaten angerechnet.

§ 7
Ausbildung und Fortbildung

(1) Ausbildungsbehörde ist das Präsidium der Bereit-
schaftspolizei.

(2) Die Ausbildung erfolgt in einem Zeitraum von insge-
samt zwölf Wochen. Sie umfasst insbesondere die Vermittlung
von Kenntnissen und Fertigkeiten des allgemeinen Verwal-
tungs- und Verfassungsrechts sowie des präventiven und re-
pressiven Eingriffsrechts, auch hinsichtlich der Anwendung
von Zwangsmitteln, sowie des dienstkundlichen Bereichs, der
Kommunikations- und der interkulturellen Kompetenz. Nach
Abschluss der Ausbildung erfolgt eine weitere Vertiefung der
Ausbildungsinhalte im Rahmen der dienstlichen Fortbildung.
Die Ausbildungsbehörde legt in einem Aus- und Fortbildungs-
plan den konkreten Inhalt und Umfang der Aus- und Fortbildung
fest. Der Aus- und Fortbildungsplan bedarf der Zustimmung
des Staatsministeriums des Innern.

(3) Die Ausbildung wird in einem geschlossenen Ausbil-
dungsgang absolviert. Sie gliedert sich in fachtheoretische und
fachpraktische Ausbildungsabschnitte. Sie schließt mit einer
Prüfung ab.

(4) Die Fortbildung der Angehörigen der Wachpolizei wird
bei den Polizeidirektionen und dem Präsidium der Bereit-
schaftspolizei durchgeführt.

§ 8
Prüfung

(1) Prüfungsbehörde ist die in § 7 Absatz 1 genannte
Behörde.

(2) Durch die Prüfung soll festgestellt werden, ob der
Kandidat die für die Aufgabenwahrnehmung notwendigen theo-
retischen und praktischen Kenntnisse besitzt und die erforder-
lichen Fertigkeiten beherrscht.

(3) Die Prüfung besteht aus einem schriftlichen Leistungs-
nachweis und einem mündlichen Abschlussgespräch. Die
Gesamtleistung ist mit „bestanden“ oder „nicht bestanden“ zu
bewerten. Die Prüfung darf einmal wiederholt werden. Über
die bestandene Prüfung wird von der Prüfungsbehörde eine
Bescheinigung ausgestellt.

(4) Das Arbeitsverhältnis endet bei endgültigem Nicht-
bestehen der Prüfung.

§ 9
Einschränkung von Grundrechten

Durch Maßnahmen aufgrund dieses Gesetzes können im
Rahmen des Grundgesetzes und der Verfassung des Freistaa-
tes Sachsen eingeschränkt werden:
1. das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit (Arti-

kel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes, Artikel 16 Ab-
satz 1 Satz 1 der Verfassung des Freistaates Sachsen),

2. die Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des
Grundgesetzes, Artikel 16 Absatz 1 Satz 2 der Verfassung
des Freistaates Sachsen),

3. die Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 des
Grundgesetzes, Artikel 30 Absatz 1 der Verfassung des
Freistaates Sachsen),

4. das Recht auf informationelle Selbstbestimmung (Artikel 2
Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 1 Absatz 1 des
Grundgesetzes, Artikel 33 der Verfassung des Freistaates
Sachsen).

§ 10
Rechtsverordnung

(1) Das Staatsministerium des Innern wird ermächtigt,
durch Rechtsverordnung Näheres über
1. Ausnahmen vom Regelalter (§ 5),
2. das Auswahl- und Einstellungsverfahren (§ 6 Absatz 1),
3. die Verwendung der Angehörigen der Wachpolizei (§ 6 Ab-

satz 2),
4. den Umfang der anzurechnenden Dienstzeit in der Wach-

polizei (§ 6 Absatz 3),
5. die Aus- und Fortbildungsstellen, den Aus- und Fortbil-

dungsinhalt und den Aus- und Fortbildungsplan (§ 7),
6. das Prüfungsverfahren einschließlich der Einrichtung und

Zusammensetzung eines Prüfungsausschusses sowie
von Prüfungskommissionen, der Zulassungsvoraus-
setzungen, des Prüfungsstoffs, die Art und Zahl der
Prüfungsleistungen im schriftlichen und mündlichen Teil,
die Bewertung der Prüfungsleistungen und die Vorausset-
zungen des Bestehens der Prüfung sowie die Folgen von
Verstößen gegen Prüfungsbestimmungen (§ 8)

zu bestimmen.

(2) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist,
hat die inhaltliche Ausgestaltung der Rechtsverordnung den
Regelungen für die Laufbahngruppe 1, zweite Einstiegsebene
der Fachrichtung „Polizei“ des Freistaates Sachsen zu ent-
sprechen.

§ 11
Evaluierung

Die Regelungen dieses Gesetzes sind bis zum 31. Dezem-
ber 2019 zu evaluieren.

664

Sächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 15 24. Dezember 2015



§ 12
Inkrafttreten und Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft
und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 außer Kraft.

Dresden, den 16. Dezember 2015

Der Landtagspräsident
Dr. Matthias Rößler

Der Ministerpräsident
Stanislaw Tillich

Der Staatsminister des Innern
Markus Ulbig
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